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Aufenthalt eines Mündigen in einer Pflegefamilie

Zuständigkeitsfragen (zivilrechtlicher und fürsorgerechtlicher Wohnsitz)

Problemstellung

X, geb. 1986, ist nach Art. 368 ZGB bevormundet. Er ist seit 5 Jahren in einer ausserkantonalen Heilpädagogischen Pflegefamilie in der Gemeinde T platziert. Die (Wohn-)Gemeinde S kommt für die Platzierungskosten auf. 

X besucht das 1. Lehrjahr einer 4-jährigen Lehre. Er wünscht, dass er bis zum Abschluss seiner Lehre in der Pflegefamilie bleiben kann. Die eingesetzte Vormundin unterstützt diesen Wunsch. 

Die VB der Gemeinde S hat auf den Zeitpunkt des Erreichens der Mündigkeit die Vormundschaft aufgehoben und entsprechend dem Antrag von X eine Beistandschaft auf eigenes Begehren nach Art. 394 ZGB angeordnet; gleichzeitig wurde die jetzige Vormundin zur Beiständin ernannt. 

Fragen

1. Kann/muss der Wohnort von X nach T übertragen werden?

2. Untersteht die eingesetzte Beiständin der VB der Gemeinde T, obwohl das Mandat durch die VB der Gemeinde S angeordnet wurde?

3. Welche Gemeinde ist unterstützungspflichtig?

Erwägungen

Frage 1

Bezüglich der ersten Frage ist als Vorbemerkung anzubringen, dass ein Wohnort/Wohnsitz rechtlich nicht übertragen werden kann; übertragen werden kann lediglich die Zuständigkeit zur Führung einer vormundschaftlichen Massnahme. Hierzu Folgendes:

Zuständig für die Führung einer vormundschaftlichen Massnahme  ist die Vormundschaftsbehörde am Wohnsitz der betreffenden Person. Bei einem Wohnsitzwechsel ist die Beistandschaft an die Vormundschaftsbehörde am neuen Wohnsitz zu übertragen, wenn dies im Interesse der betroffenen Person liegt
. Der (zivilrechtliche) Wohnsitz bestimmt sich nach Art. 23ff. ZGB. 

Bis zum Zeitpunkt des Erreichens der Mündigkeit hat der bevormundete X seinen zivilrechtlichen Wohnsitz gemäss Art. 25 Abs. 2 ZGB am Sitz der Vormundschaftsbehörde der Gemeinde S (sog. abgeleiteter oder unselbständiger Wohnsitz). Mit Erreichen der Mündigkeit wird die Vormundschaft nach Art. 368 ZGB von Gesetzes wegen aufgehoben (Art. 431 ZGB). X kann nun -da er nicht mehr bevormundet ist- grundsätzlich selbständig Wohnsitz begründen. Gemäss Art. 23 Abs. 1 ZGB befindet sich der Wohnsitz einer Person an dem Ort, wo sie sich mit der Absicht dauernden Verbleibens aufhält; der zivilrechtliche Wohnsitz einer Person liegt mit anderen Worten dort, wo jemand den Schwerpunkt seiner Lebensbeziehungen hat. Die Dauer des Verweilens ist dabei nicht relevant; Wohnsitz kann auch an einem Ort begründet werden, den man nach Eintritt einer bestimmten, absehbaren Bedingung wieder verlassen wird. Dieser Grundsatz wird durch Art. 26 ZGB eingeschränkt, welcher besagt, dass der Aufenthalt zu einem Sonderzweck keinen Wohnsitz begründet. Hierbei handelt es sich um eine widerlegbare gesetzliche Vermutung: Das heisst, dass eine Wohnsitznahme am Ort des Anstaltaufenthalts nicht a priori ausgeschlossen ist; entscheidend ist die Frage, ob jemand seinen Lebensmittelpunkt generell oder nur zu diesem Sonderzweck an den neuen Ort verlegt hat. Im unterbreiteten Fall lebt X seit 5 Jahren bei einer Pflegefamilie. Über die Hintergründe der seinerzeitigen Platzierung ist dem geschilderten Sachverhalt nichts zu entnehmen; umschrieben wird jedoch, dass X wünscht, bis zum Lehrabschluss bei der Pflegefamilie bleiben zu können. Dieser Wunsch lässt sich so verstehen, dass sich X aus eigenen Stücken und freiwillig über den weiteren Verbleib in der Pflegefamilie entschieden hat. Der selbst gewählte Aufenthalt in der Pflegefamilie bildet somit keine Unterbringung zu einem Sonderzweck im Sinne von Art. 26 ZGB, weshalb X -falls er zur Gemeinde S ausser der angeordneten Beistandschaft keine Beziehungen (z. B. Freunde, Eltern, Freizeitgestaltung) mehr hat, mit Erreichen der Mündigkeit zivilrechtlichen Wohnsitz in der Gemeinde T begründet. 

Die Beistandschaft ist folglich an die VB der neuen Wohnsitzgemeinde T zur Weiterführung zu übertragen. Denkbar -falls dies im Interesse von X ist- wäre auch, dass die Gemeinde S die Massnahme bis zum Ende der Lehre weiterführt und in diesem Sinn auf die Übertragung der Massnahme an die Gemeinde T verzichtet (Argument des näheren Bezugs zum Fall).

Frage 2

Nein, die Beiständin untersteht nicht automatisch der VB der Gemeinde T. Der/die Mandatsträger/-in untersteht immer derjenigen VB, die den/die Mandatsträger/-in eingesetzt hat. Möglich und angezeigt ist wie oben umschrieben die Übertragung der vormundschaftlichen Massnahme auf die VB der Gemeinde T, die dann -entsprechend dem allfälligen Antrag von X- die Beiständin ihrerseits einsetzt. Erst dann und nur wenn die Beiständin von der VB der Gemeinde T ernannt ist, untersteht sie dieser VB.

Sofern die VB der Gemeinde S die Beistandschaft der VB der Gemeinde T zur Weiterführung überträgt und die VB der Gemeinde T der Übernahme zustimmt, kann die bisherige Beiständin von der VB der Gemeinde T im Übernahmebeschluss eingesetzt resp. bestätigt werden. Im Vorfeld der Übernahme ist X anzuhören und er kann insbesondere die frühere Vormundin und jetzige Beiständin als Person seines Vertrauens (Art. 381 ZGB) vorschlagen. Die VB der Gemeinde T muss diesen Antrag prüfen und gegebenenfalls begründen, wenn sie dem Wunsch keine Folge leistet. 
Frage 3

Vom zivilrechtlichen Wohnsitz bei Frage 1 zu unterscheiden ist der öffentlichrechtliche (fürsorgerechtliche) Unterstützungswohnsitz; dieser ist dem zivilrechtlichen Wohnsitz zwar weitgehend angeglichen, bestimmt sich aber nach dem Zuständigkeitsgesetz (ZUG)
: Gemäss Art. 4 Abs. 1 ZUG hat eine Person ihren Unterstützungswohnsitz in dem Kanton, in dem sie sich mit der Absicht dauernden Verbleibens aufhält. Der Aufenthalt in einem Heim, einem Spital oder einer andern Anstalt und die behördliche oder vormundschaftliche Versorgung einer mündigen oder entmündigten Person in Familienpflege begründen keinen Unterstützungswohnsitz resp. beendigen einen bestehenden Unterstützungswohnsitz nicht (Art. 5 und Art. 9 ZUG); diesfalls wäre der letzte Unterstützungswohnsitz weiterhin unterstützungspflichtig. 

Es stellt sich also die Frage, ob der Aufenthalt von X in der Pflegefamilie unter den Heimbegriff von Art. 5 ZUG fällt. Im Zuständigkeitsgesetz selbst wird der Heimbegriff nicht definiert; die Anwendung von Art. 5 ZUG ist immer in Bezug auf den konkreten Sachverhalt hin zu prüfen. Ein Heim liegt in der Regel vor bei einem organisierten, von Angestellten besorgten kollektiven Haushalt, welcher den Bewohnern gegen Entgelt Unterkunft, Verpflegung und Dienstleistungen, namentlich Betreuung, bietet. Als Beurteilungskriterien kommen etwa die Art und das Mass der angebotenen Dienstleistungen, der Grad der Fremdbestimmung sowie der Abhängigkeitsgrad der betroffenen Person in Frage
. 

Im Gegensatz zum Aufenthalt eines unmündigen Kindes (hier gilt Art. 7 ZUG) sowie zum Aufenthalt eines Mündigen in einem Heim (hier gilt Art. 5 ZUG) kann der Aufenthalt eines Erwachsenen in einer Pflegefamilie Wohnsitz am Pflegeort gemäss Art. 4 ZUG begründen, wenn dieser Aufenthalt ohne behördliche oder vormundschaftliche Anordnung und mit der Absicht dauernden Verbleibens erfolgt
. 

Gestützt auf die im Sachverhalt umschriebenen Informationen ist in vorliegendem Fall davon auszugehen, dass X aus freien Stücken selbst entschieden hat, bis zu seinem Lehrabschluss in der Pflegefamilie leben zu wollen. Falls X seinen Alltag entsprechend seinem Alter (zusammen mit der Beiständin) relativ selbständig bewältigt und im Vergleich mit einem Gleichaltrigen, der bis zum Lehrabschluss bei seinen Eltern wohnt, nicht übermässig abhängig ist von seinen Pflegeeltern (indem er bspw. eine sehr intensive Betreuung beansprucht), begründet er in der Gemeinde T einen eigenen fürsorgerechtlichen Unterstützungswohnsitz (der Umstand, dass die Pflegeeltern ein Pflegegeld erhalten, bedeutet allein noch keine übermässige Abhängigkeit). 

Entsprechend hat X ab dem Zeitpunkt seiner Mündigkeit seinen fürsorgerechtlichen Unterstützungswohnsitz in der Gemeinde T. Folglich ist die Gemeinde T unterstützungspflichtig und hat für die ungedeckten Kosten von X aufzukommen. Der Umstand, dass gegebenenfalls eine andere Gemeinde (auch ausserkantonal) eine Beistandschaft führt, steht der Unterstützungszuständigkeit nicht entgegen; die Unterstützungspflicht ergibt sich allein aus der Tatsache, dass eine Person in der Gemeinde fürsorgerechtlichen Wohnsitz begründet.
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� Vgl. zum Ganzen die Empfehlungen der Konferenz der kantonalen Vormundschaftsbehörden zur Übertragung vormundschaftlicher Massnahmen (publiziert in ZVW 6/2002, S. 205ff.) sowie Th. Geiser in Basler Kommentar zum Schweizerischen Privatrecht, N 8 und N 12 zu Art. 396 ZGB


� Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger vom 24. Juni 1977 (SR 851.1)


� W. Thomet, Kommentar zum Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger, Zürich, 1994, N 110f.


� W. Thomet, Kommentar zum Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger, Zürich, 1994, N. 112
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